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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die befristete Fortgeltung der Mitbestimmung 
in bisher den Mitbestimmungsgesetzen unterliegenden 

Unternehmen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Die zu beobachtenden Veränderungen der Produktionsstruktur 
paritätisch mitbestimmter Unternehmen und Konzerne können 
angesichts der zu erwartenden Neuregelung der Mitbestimmung 
in den Unternehmensorganen zu einem unerwünschten wieder- 
holten Wechsel der Mitbestimmungsform in diesen Unter- 
nehmen führen. 


B. Lösung 

Das Ausscheiden mitbestimmter Unternehmen aus der pari- 
tätischen Mitbestimmung infolge Änderung der Produktions- 
struktur soll für eine Übergangszeit bis 31. Dezember 1975 
erschwert werden. Mit Rücksicht darauf, daß die Mitbestim- 
mungsgesetze auf die besonderen Verhältnisse in der Montan- 
-Industrie abstellen, soll jedoch die paritätische Mitbestimmung 
in solchen Gesellschaften nicht fortgelten, bei denen entweder 
keine Montanproduktion mehr betrieben wird oder der Konzern 
nur noch in unbedeutendem Umfang im Montanbereich tätig ist. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit über- 
wiegender Mehrheit bei einigen Gegenstimmen und Enthaltun- 
gen den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1785 — unverändert 
angenommen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die befristete Fortgeltung der Mitbestimmung 
in bisher den Mitbestimmungsgesetzen unterliegenden Unter- 
nehmen 

— Drucksachen VI/1785, zu VI/1785 — 


A. Bericht des Abgeordneten Buschfort 


I. Allgemeiner Teil 

1 . 

Den von der Bundesregierung vorgelegten Ent- 
wurf eines Gesetzes über die befristete Fortgeltung 
der Mitbestimmung in bisher den Mitbestimmungs- 
gesetzen unterliegenden Unternehmen — Druck- 
sachen VI/1785, zu VI/1785 — hat das Plenum des 
Deutschen Bundestages in seiner 101. Sitzung am 
11. Februar 1971 nach ausführlicher Beratung an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federfüh- 
rend) und an den Rechtsausschuß sowie den Aus- 
schuß für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat während seiner Beratun- 
gen zu verfassungsrechtlichen Fragen des Gesetz- 
entwurfs, insbesondere zur vorgesehenen Rück- 
wirkung der gesetzlichen Regelung und zur Anwen- 
dung des Gleichheitssatzes, einen Sachverständigen 
gehört. Mit Mehrheit hat der Rechtsausschuß dem 
federführenden Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs 
— - Drucksache VI/1785 — empfohlen. Die Minderheit 
macht Bedenken wegen der Verletzung des Gleich- 
heitssatzes und des Verbots der gesetzlichen Rück- 
wirkung geltend. Hilfsweise vom Berichterstatter 
des Rechtsausschusses gestellte Anträge wurden dem 
federführenden Ausschuß lediglich zur Kenntnis 
gegeben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat dem Entwurf mit 
Mehrheit, bei zahlreichen Gegenstimmen und eini- 
gen Enthaltungen, zugestimmt. 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
die Vorlage in sechs Sitzungen beraten. In öffent- 
licher Informationssitzung hörte der Ausschuß Ver- 
treter der Sozialpartner und sonstige Sachverstän- 
dige aus den Betrieben. Der Ausschuß hat den Ge- 
setzentwurf in der Fassung der Regierungsvorlage 
— Drucksache VI/1785 — mit überwiegender Mehr- 
heit bei einigen Gegenstimmen und Enthaltungen 
unverändert angenommen. 

2 . 

In der Aussprache über den Regierungsentwurf — 
Drucksache VI/1785 — war allseits feststellbar, daß 
die im Bundestag vertretenen Parteien bestrebt sind, 
die Unternehmensverfassung neu zu gestalten. Die 
verschiedenen Vorschläge für eine Neugestaltung 
der Mitbestimmung und ihre Ausdehnung auf andere 
Wirtschaftszweige bedürfen nach Ansicht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung noch weiter- 
gehender Überlegungen; die Empfehlungen der von 
der Bundesregierung eingesetzten Sachverständigen- 
kommission (vgl. Drucksache VI/334) haben nach 
Auffassung der Bundesregierung (vgl. Drucksache 
VI/ 1 551 ) , der sich die überwiegende Mehrheit des 
Ausschusses angeschlossen hat, nicht zu der erhoff- 
ten Klärung der Rechts- und Sachprobleme beigetra- 
gen, sondern die Diskussion um weitere Probleme 
bereichert. 

Die Mehrheit des Ausschusses vertrat die Mei- 
nung, daß bis zur endgültigen Regelung der Mit- 
bestimmung im Unternehmensbereich eine über- 
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gangslösung angezeigt und vertretbar sei. Diese 
Regelung sei notwendig, damit in der Zwischenzeit 
kein Unternehmen, das bisher einer weitergehenden 
Mitbestimmungskonzeption in eine schwächere über- 
wechselt und nach der allseits beabsichtigten Neu- 
regelung wieder unter ein anderes Unternehmens- 
recht fällt. Die Befürworter der Vorlage sprachen 
sich gegen eine starre Regelung aus, bei der gene- 
rell die Fortgeltung der paritätischen Mitbestimmung 
angeordnet würde. Vielmehr soll eine sachgerechte 
und abgewogene Übergangslösung in Anlehnung an 
die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 
Maßstäbe (vgl. Urteil vom 7. Mai 1969 — 2 BvL 
15/67 — , BVerfGE 25, S. 371 — ) geschaffen werden, 
die insbesondere mit dem Prinzip der Verhältnis- 
mäßigkeit der Mittel vereinbar ist. 

Aus diesen Gründen soll nach der Ansicht der 
Mehrheit des Ausschusses für eine Übergangszeit 
bis 31. Dezember 1975 sowohl für den Geltungs- 
bereich des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 347) — Mitbestimmungsgesetz — 
als auch für den Geltungsbereich des Gesetzes zur 
Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 7. August 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 707) — Mitbestimmungs- 
ergänzungsgesetz — der Status quo der Mitbestim- 
mung in einem vertretbaren Umfang aufrechterhal- 
ten bleiben. 

Für die verschiedenen unter das System der 
qualifizierten Mitbestimmung fallenden Wirtschafts- 
zweige hat der Ausschuß, entsprechend der Regie- 
rungsvorlage, folgende Regelung vorgesehen: 

Produktionsunternehmungen sollen aus der Mit- 
bestimmungsregelung fallen, wenn keine Montan- 
produktion mehr betrieben wird. Während für den 
Bereich des Bergbaus die Einstellung des Bergbaus 
maßgeblich ist, soll hinsichtlich der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie nicht nur die Aufgabe der 
Produktion von Roheisen oder Rohstahl ausschlag- 
gebend sein? vielmehr dürfen auch keine Walzwerk- 
erzeugnisse einschließlich Walzdraht, Röhren, Wal- 
zen, rollendes Eisenbahnmaterial, Freiformschmiede- 
stücke oder Gießereierzeugnisse aus Eisen oder Stahl 
hergestellt werden. 

Einige Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU 
wandten sich gegen die vorgesehene Einbeziehung 
von Fertigungsarten, die nicht mehr zur „ersten 
Hitze" und daher nach ihrer Meinung auch nicht zur 
„Montanproduktion" zählten. Diese Abgrenzung ent- 
spricht aber nach Auffassung der Mehrheit des Aus- 
schusses nicht mehr der technologischen Entwick- 
lung, die ihrerseits eine Produktionsumstrukturie- 
rung verursacht habe, so daß lediglich noch in drei 
Unternehmungen ausschließlich Roheisen und Roh- 
stahl erzeugt werde, während in den übrigen Unter- 
nehmungen der Eisen- und Stahlwirtschaft die nun- 
mehr ebenfalls erfaßten Fertigungsarten angewandt 
würden. Der dennoch vorhandene wirtschaftliche Zu- 
sammenhang rechtfertige die Beibehaltung der qua- 


lifizierten Mitbestimmung im Rahmen der vorgese- 
henen Ubergangslösung. 

Der Ubergangscharakter der angestrebten Lösung 
verlange ebenso, daß in Unternehmen im Sinne des 
Mitbestimmungsergänzungsgesetzes die Mitbestim- 
mung erhalten bleibt, solange der Montancharakter 
noch evident ist. Anders als die Minderheit sieht der 
Ausschuß in seiner Mehrheit in einer mindestens 
40 °/o umfassenden Wertschöpfung aus dem Montan- 
bereich eine ausreichende Rechtfertigung der vor- 
übergehenden Beibehaltung der qualifizierten Mit- 
bestimmung. Eine Erweiterung des Geltungsbereichs 
der Mitbestimmung könne hierin nicht gesehen wer- 
den, weil das Gesetz nur solche Unternehmen tref- 
fen werde, die bereits der qualifizierten Mitbestim- 
mung unterliegen. 

Die insbesondere auch von der Minderheit im mit- 
beratenden Rechtsausschuß geäußerten rechtsstaat- 
lichen Bedenken teilt die Mehrheit des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung nicht, da kein unzu- 
lässiges Maßnahmegesetz zum Nachteil möglicher- 
weise eines einzelnen Unternehmens vorgesehen sei. 
Die Übergangsregelung sei den verschiedenen Inter- 
essen angemessen. Auch könne der Gesetzgeber 
nicht wegen eines noch nicht rechtskräftig abge- 
schlossenen Rechtsstreits gehindert sein, eine neue, 
den Streitgegenstand betreffende Regelung zu tref- 
fen. Andererseits sollen solche Unternehmen nicht 
mehr im Geltungsbereich der Mitbestimmungs- 
gesetze gehalten werden, für die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes auf Grund einer verbind- 
lich gewordenen Bekanntmachung des Vorstands 
nach § 97 des Aktiengesetzes oder einer rechts- 
kräftigen gerichtlichen Entscheidung nach § 98 des 
Aktiengesetzes festgestellt ist, daß der Aufsichtsrat 
des Unternehmens nach anderen als den bisher an- 
gewandten gesetzlichen Vorschriften zusammenzu- 
setzen ist, für die aber die Aufsichtsratswahl nach 
den neuen Vorschriften noch nicht stattgefunden hat. 

II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

§ 1 regelt unter Berücksichtigung des oben Gesag- 
ten die Fortgeltung des Mitbestimmungsgesetzes für 
die diesem Gesetz zur Zeit unterliegenden Montan- 
produktionsgesellschaften und beschränkt sich dabei 
auf den Wegfall der in § 1 Abs. 1 des Mitbestim- 
mungsgesetzes bezeichneten Kriterien, die den Mon- 
tancharakter des Unternehmens betreffen. Entfallen 
dagegen die in § 1 Abs. 2 des Mitbestimmungs- 
gesetzes genannten Voraussetzungen — bestimmte 
Rechtsform des Unternehmens und Mindestbeschäf- 
tigtenzahl oder „Einheitsgesellschaft" — , so gilt die 
Ubergangsregelung des vorliegenden Gesetzes nicht. 

Mit Rücksicht auf die Grundvorstellung des Mitbe- 
stimmungsgesetzes, nur Gesellschaften mit Montan- 
charakter zu erfassen, werden in Absatz 2 Unter- 
nehmen, die keine Montanproduktion mehr betrei- 
ben, ebenfalls von der Fortgeltung des Mitbestim- 
mungsgesetzes ausgenommen, und zwar in Num- 
mer 1 die Bergbauuntemehmen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Buchstabe a des Mitbestimmungsgesetzes, 
wenn diese die Bergbauproduktion ganz einstellen, 
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und in Nummer 2 die unter § 1 Abs. 1 Buchstaben b 
und c des Mitbestimmungsgesetzes fallenden Gesell- 
schaften der Eisen- und Stahlerzeugung, die kein 
Roheisen oder Rohstahl mehr erzeugen oder zu den 
in § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzentwurfs genannten 
Produkten verarbeiten. Die Tatsache, daß die mo- 
derne Technologie neue Verarbeitungsmethoden 
hervorgebracht hat, die bei den betroffenen Gesell- 
schaften mehr und mehr zur Anwendung kommen, 
findet dadurch Berücksichtigung, daß für den be- 
grenzten Zweck dieser Ubergangslösung die Um- 
strukturierung der Produktion in dem oben darge- 
stellten Umfang außer Betracht bleibt. 

Zu § 2 

Ausgehend von den eingangs gebrachten Erwägun- 
gen regelt § 2 die Fortgeltung der Mitbestimmung 
im Bereich des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes. 
Die vorgeschlagene Regelung knüpft an das System 
des geltenden Rechts, nur solche Gesellschaften zu 
erfassen, die als Montanunternehmen gekennzeich- 
net sind, an. Sie beschränkt sich darauf, für die Gel- 
tungsdauer dieses Gesetzes den für das Ausscheiden 
aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes maßgeb- 
lichen Anteil des Montanumsatzes am Gesamtumsatz 
des Konzerns um 10 v. H. zu verringern. In dem 
verbleibenden Bereich erfaßt sie auch während der 
nach § 16 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes 


bestehenden Auslauffrist nur solche Konzernober- 
gesellschaften, bei denen der Montananteil noch so 
groß ist, daß er den Charakter des Konzerns kenn- 
zeichnet. 

Diese Voraussetzung ist allerdings nicht mehr ge- 
geben, wenn der Montanumsatz in zwei aufeinander- 
folgenden Geschäftsjahren unter 25 v. H. absinkt. 
Dem trägt Absatz 2 Rechnung. 

Absatz 3 stellt klar, daß für die Anwendung 
des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes eine in § 1 
Abs. 1 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes ge- 
nannte Rechtsform des herrschenden Unternehmens 
und die organschaftliche Beherrschung mindestens 
eines dem Mitbestimmungsgesetz unterliegenden 
Unternehmens unerläßliche Voraussetzung bleiben. 

Durch Absatz 4 wird klargestellt, daß sich die Be- 
rechnung der Umsätze und die Ermittlung des maß- 
geblichen Umsatzverhältnisses nach den bisher gel- 
tenden Vorschriften richtet. 

Zu § 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 4 

Es erscheint zweckmäßig, daß das Gesetz am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft tritt. Satz 2 enthält 
die oben erwähnte Befristung des Gesetzes. 


Bonn, den 14. September 1971 


Buschfort 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1785 — un- 
verändert anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. September 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Buschfort 

Berichterstatter 
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